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Editorial
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Liebe Leserin, LiebeR Leser

Vor dir liegt die erste easyvote-Ausgabe 
des Jahres 2014. Wir hoffen, dass du 
das Jahr gut begonnen hast!

Wir können auf ein sehr erfolgreiches Jahr 
2013 zurückschauen: In der gesamten 
Schweiz werden mit dieser easyvote-
Ausgabe rund 59 000 LeserInnen belie-
fert, das sind so viele wie noch nie! 
Alleine für die Februar-Ausgabe haben 
sich 19 neue Gemeinden dem Projekt 
easyvote angeschlossen. Wir möchten 
uns an dieser Stelle bei allen bedanken, 
welche easyvote abonniert haben – nur 
dank euch sind wir so erfolgreich.

Durch ein easyvote-Abonnement kann 
das politische Interesse bei Jugendli-
chen ausgezeichnet gefördert werden, 
denn die Jugendlichen werden moti-
viert, an den Abstimmungen teilzuneh-
men. Sei auch du Teil der Produktion 
und hilf mit, deine jungen Mitmenschen 

zu animieren, sich mit dem politischen 
Geschehen in der Schweiz auseinander-
zusetzen: Als EhrenamtlicheR kannst 
du bei verschiedenen Arbeitsschritten 
während der Produktion mitmachen. 
Wir sind immer auf der Suche nach 
neuen Ehrenamtlichen. Falls du dich 
dafür interessierst, besuche doch mal 
die Website www.easyvote.ch.

Nun wünschen wir dir eine gute Lektüre 
und einen guten Start ins neue Jahr!
Das easyvote-Team

P.S. Besuche uns doch auch mal auf  
Facebook:    www.facebook.com/easyvote 

Vergiss nicht ...
... deinen Stimmrechts-
ausweis zu unterschreiben!
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AUsgAngsLAgE
In der Schweiz benutzten in den letzten 
Jahren immer mehr Menschen den Zug. 
Deshalb sind die Züge heute grösser, 
länger und fahren häufi ger. Trotzdem hat 
es in den Zügen zu Zeiten, in denen viele 
Leute den Zug benützen, oft keine freien 
Plätze mehr. Das heutige Schienennetz 
ist vielerorts stark ausgelastet und lässt 
nicht zu, dass noch mehr Züge fahren.

Das Geld für Betrieb, Unterhalt und Aus-
bau der Bahninfrastruktur wird heute aus 
einem befristeten Fonds bezahlt (FinöV-
Fonds). Der Fonds setzt sich unter ande-
rem aus den Einnahmen von verschiede-
nen Steuern zusammen. Diese sind z.B. 
die Mehrwertsteuer, die Mineralölsteuer 
(Steuern auf Benzin und Heizöl) und die 
Leistungsabhängige Schwerverkehrsab-
gabe (LSVA, eine Steuer für Lastwagen). 
Zudem beteiligen sich die Kantone und die 
Reisenden an den Kosten. Diese Gelder
zusammen ergeben ca. vier Milliarden 
Franken pro Jahr für den Fonds.

WAs WÜRDE sich ÄnDERn?
Wird die Vorlage angenommen, wird der 
bisherige FinöV-Fonds durch den unbe-
fristeten Bahninfrastrukturfonds (BIF) 
ersetzt. 
Der BIF stellt das Geld für Betrieb, Unter-
halt, und Ausbau der Bahninfrastruktur
bereit. Damit können unter anderem die 
bereits beschlossenen Projekte in der ge-
samten Schweiz realisiert werden (z.B. 
Strecke Lausanne–Genf oder Bern–Lu-

zern). Der BIF setzt sich sowohl aus den 
bisherigen Einnahmequellen (siehe Aus-
gangslage) sowie aus neuen zusammen. 

Die neuen Einnahmequellen sind unter 
anderem:

  grössere Beiträge der Kantone
  0,1 Prozent der Mehrwertsteuer 

(im Zeitraum von 2018 bis 2030)
  2017 sollen die Billetpreise noch-

mals erhöht werden
  Steuereinnahmen; diese entstehen

dadurch, dass die PendlerInnen neu 
höchstens 3 000 Franken (somit we-
niger als bisher) von den Steuern 
abziehen dürfen und daher diese
Personen mehr Steuern bezahlen 
müssen. 

Insgesamt enthält der BIF rund eine Mil-
liarde Franken mehr pro Jahr als der heu-
tige FinöV-Fonds. Der BIF enthält somit 
neu ungefähr fünf Milliarden Franken.

Bundesbeschluss über die Finanzierung und den Ausbau der Eisenbahninfrastruktur
(direkter Gegenentwurf zur zurückgezogenen Volksinitiative «Für den öffentlichen Verkehr»)
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Bahninfrastrukturfonds (FABI)

PENDLERINNEN-ABZUG
Für die Fahrt zwischen Wohn- und 
Arbeitsort können die Kosten teilweise 
von den Steuern abgezogen werden. 
Je nach Kanton gelten dafür unter-
schiedliche Regelungen. Dies nennt 
man den PendlerInnen- oder Fahrkos-
tenabzug. Der Abzug von 3 000 Fran-
ken entspricht den Fahrkosten von ca. 
20–35 km pro Tag mit dem Auto oder 
einem grossen Teil des 2.-Klasse-GA.

5www.easyvote.ch

PRO
  Mit dem BIF hat es auch zukünftig genug Geld für die

Bahninfrastruktur.
  Die Bahninfrastruktur wird gerecht fi nanziert. Der Bund,

die Kantone und die Reisenden zahlen in den Fonds ein.
  Vom BIF profi tieren alle: die Reisenden, die Kantone etc.

KOntRA
  Die PendlerInnen sollen weiterhin den gleichen PendlerInnen-

Abzug wie bisher machen können.
  Die AutofahrerInnen sollen nicht durch die Mineralölsteuer für

die Zugreisenden bezahlen müssen.
  Der Fonds führt nicht dazu, dass die Kosten transparenter sind: 

Die tatsächlichen Kosten der Bahninfrastrukur bleiben unklar.

nAtiOnALRAt: dafür (116 Ja, 33 Nein, 5 Enthaltungen)
stÄnDERAt: dafür (37 Ja, 0 Nein, 0 Enthaltungen)
BUnDEsRAt: dafür

Der neue Finanzierungsfonds soll 

langfristig sicherstellen, dass die 

bestehende Bahninfrastruktur 

(Gleise, Tunnels, Brücken, 

Perrons etc.) erhalten und wenn 

nötig ausgebaut werden kann.

Bahninfrastrukturfonds (FABI)

ZIEL
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Die obligatorische 

Krankenversicherung soll die 

Kosten einer Abtreibung nicht 

mehr bezahlen.  

ZIEL

AUsgAngsLAgE
Vor mehr als zehn Jahren durfte man 
in der Schweiz ein Kind nur abtreiben, 
wenn die Gesundheit der Mutter in 
Gefahr war. Im Jahr 2002 haben die 
SchweizerInnen in einer Abstimmung 
das Abtreiben und auch die Kosten-
deckung der Abtreibung durch die 
obligatorische Krankenversicherung be-
schlossen. Heute dürfen Frauen wäh-
rend der ersten zwölf Schwanger-
schaftswochen die Schwangerschaft 
abbrechen, also abtreiben. Jedoch müs-
sen einige Voraussetzungen dafür er-
füllt sein. Zum Beispiel: Die Frau muss 
ein schriftliches Gesuch stellen und eine 
Ärztin oder ein Arzt muss mit der Frau 
sprechen, sie beraten und ihr Informa-
tionen geben, wo sie Hilfe bekommen 
könnte. Die obligatorische Krankenkasse 
bezahlt die Abtreibung, egal warum die 
Frau abtreiben möchte. 
Das Geld kommt von den Beiträgen, wel-
che alle versicherten Personen an ihre 
obligatorische Krankenkasse bezahlen.

WAs WÜRDE sich ÄnDERn?
Die Kosten für eine Abtreibung werden
nicht mehr von der obligatorischen Kran-
kenkasse bezahlt. Ausnahmen können 
gemacht werden, wenn die Gesundheit 
der schwangeren Frau gefährdet ist oder 
wenn die schwangere Frau vergewaltigt 
wurde. Dann kann die obligatorische 
Krankenkasse nach wie vor die Kosten 
für die Abtreibung übernehmen.

Wird die Initiative angenommen, muss 
das Parlament ein Gesetz machen, wel-
ches den Inhalt der Initiative genau de-
fi niert. Das Gesetz wird bestimmen, in 
welchen Ausnahmen eine Abtreibung 
von der obligatorischen Krankenkasse 
bezahlt wird.

Volksinitiative «Abtreibungsfi nanzierung ist Privatsache –
Entlastung der Krankenversicherung durch Streichung der Kosten des
Schwangerschaftsabbruchs aus der obligatorischen Grundversicherung»
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Abtreibungsfi nanzierung
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PRO
  Personen, welche aus ethischen oder religiösen Gründen gegen 

Abtreibungen sind, sollen nicht gezwungen werden, Abtreibungen 
durch ihre Krankenkassenbeiträge mitzubezahlen.

  Eine Schwangerschaft ist keine Krankheit. Abtreibungen sollen
darum nicht von der obligatorischen Krankenkasse bezahlt werden.

  Müssen die Abtreibungen selbst bezahlt werden, spart die
obligatorische Krankenkasse viel Geld.

KOntRA
  Die Kosten dürfen keinen Einfl uss auf die Entscheidung haben, ob 

man abtreibt oder nicht. Diese Entscheidung soll nach den eigenen 
moralischen, religiösen und ethischen Kriterien gefällt werden.

  Die obligatorische Krankenkasse spart mit der Gesetzesänderung 
nur wenig Geld. Darum macht es keinen Sinn, das Gesetz zu 
ändern.

  Wenn die Frauen kein Geld für die Abtreibung haben, besteht
das Risiko, dass sie sich für Eingriffe von schlechter Qualität
entscheiden.

nAtiOnALRAt:  dagegen (33 Ja, 155 Nein, 7 Enthaltungen)
stÄnDERAt: dagegen (5 Ja, 37 Nein, 0 Enthaltungen)
BUnDEsRAt: dagegen

DiE OBLigAtORischE KRAnKEnKAssE
Jede Person, welche in der Schweiz lebt, muss eine obligatorische 
Krankenkasse haben. Diese bezahlt die Krankheitskosten. Die obliga-
torische Krankenkasse erhält das Geld dafür von den Beiträgen,
die jede versicherte Person einbezahlen muss. Abteibungen werden
momentan von der obligatorischen Krankenkasse bezahlt. 
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AUsgAngsLAgE
Bei der Einwanderung ausländischer 
ArbeitnehmerInnen kennt die Schweiz 
verschiedene Systeme:

EU/EFtA-Bürgerinnen:
Die Personenfreizügigkeit (siehe Kas-
ten) gilt für BürgerInnen aus der EU (Eu-
ropäische Union) und aus EFTA-Staaten 
(Europäische Freihandelsassoziation; 
dazu gehören die Schweiz, Island, Nor-
wegen und das Fürstentum Liechten-
stein). Wenn EU/EFTA-BürgerInnen 
einen Schweizer Arbeitsvertrag vorwei-
sen können, selbstständig erwerbend 
sind oder genügend Geld haben zum 
Leben, dürfen sie mit ihrer Familie in der 
Schweiz wohnen. Zudem müssen sie 
krankenversichert sein. Umgekehrt gilt 
dasselbe für SchweizerInnen in den an-
deren EU/EFTA-Staaten. Ungefähr 70% 
der EinwandererInnen in die Schweiz 
kommen aus diesen EU/EFTA-Staaten.
 
Bürgerinnen aus allen anderen 
Ländern (Drittstaaten-Bürgerinnen):
Für ArbeitnehmerInnen aus allen an-
deren Ländern (Drittstaaten) gelten 
Höchstzahlen: Es wird festgelegt, wie 
viele ArbeitnehmerInnen aus Drittstaa-
ten maximal in einem Jahr in die Schweiz
einwandern dürfen. Auch diese Perso-
nen müssen über einen Schweizer Ar-
beitsvertrag verfügen. Zudem müssen 
ArbeitgeberInnen nachweisen, dass 
keine SchweizerInnen oder EU/EFTA-
BürgerInnen für diesen Job gefunden 
wurden.

Für Asylsuchende (Personen, welche 
in der Schweiz Schutz vor Verfolgung 
suchen) gelten andere Regeln und sie 
werden auch nicht in die Höchstzahlen 
miteingerechnet.

WAs WÜRDE sich ÄnDERn?
Die Initiative will, dass für die gesamte 
Einwanderung, also auch für EU/EFTA-
BürgerInnen, pro Jahr Höchstzahlen
festgelegt werden. Auch Grenzgänge-
rInnen (Personen, die in der Schweiz 
arbeiten, aber nicht hier wohnen), Asylsu-
chende und Familienangehörige werden
neu in diese Höchstzahlen eingerechnet.
Der Bundesrat entscheidet jedes Jahr 
neu, wie viele AusländerInnen einwan-
dern können (Höchstzahlen). Weiter 
müssen bei der Jobvergabe SchweizerIn-
nen gegenüber AusländerInnen immer
bevorzugt werden.

Völkerrechtliche Verträge (Abkommen 
mit anderen Staaten), welche dieser 
Initiative widersprechen, müssen neu 
verhandelt oder gekündigt werden.

Volksinitiative «Gegen Masseneinwanderung»
n

A
t

iO
n

A
L

Masseneinwanderung
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Die Initiative will, dass für 

die Einwanderung von 

AusländerInnen in die Schweiz 

jedes Jahr Höchstzahlen 

festgelegt werden.

ZIEL

PERSONENFREIZÜGIGKEIT 
Die Schweiz hat mit der EU verschiedene Verträge abgeschlossen. Die Bilateralen I 
sind ein Paket von solchen Verträgen und gelten seit 2002. Wichtigster Bestandteil 
der Bilateralen I ist die sogenannte Personenfreizügigkeit. Diese erlaubt es Schwei-
zerInnen und BürgerInnen aus der EU und der EFTA, unter bestimmten Vorausset-
zungen ihre Arbeitsstelle innerhalb dieser Staaten frei zu wählen. 
Wird ein einzelner Vertrag der Bilateralen I (z.B. die Personenfreizügigkeit) gekündigt,
so gelten auch die restlichen Verträge des Pakets nicht mehr («Guillotine-Klausel»).

PRO
  Die Folgen der zu hohen Einwanderung (unter anderem verstopfte 

Strassen, überfüllte Züge und steigende Mieten) müssen gestoppt 
werden.

  Die Schweiz muss wieder selber über die Zahl der
EinwandererInnen bestimmen können.

  Das Personenfreizügigkeitsabkommen wird nicht gekündigt, es 
muss nur angepasst werden. Somit sind die Bilateralen I auch nicht 
gefährdet.

KOntRA
  Probleme wie z.B. überfüllte Züge, verstopfte Strassen, hohe

Mieten hängen nicht nur mit der Einwanderung zusammen. Für 
diese müssen andere Lösungen gefunden werden.

  Für viele Arbeiten, die heute von AusländerInnen ausgeführt
werden, können gar keine SchweizerInnen gefunden werden.

  Das Personenfreizügigkeitsabkommen und dadurch die Bilateralen I
sind stark gefährdet. Der Wegfall dieser Abkommen würde der 
Schweiz wirtschaftlich schaden. 

nAtiOnALRAt: dagegen (54 Ja, 140 Nein, 1 Enthaltung)
stÄnDERAt: dagegen (5 Ja, 37 Nein, 0 Enthaltungen)
BUnDEsRAt: dagegen
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AUsgAngsLAgE
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Einfachheit
Zum Schluss der Produktion 
werden die Texte gegengelesen: 
Du überprüfst, ob der Text keine 
unverständlichen Sätze oder 
Fremdwörter enthält.

MAch Mit BEi EAsYVOtE

schreiben
Unsere Texte werden von jungen Menschen wie dir 
geschrieben. Dafür vereinfachen und kürzen sie die 
offiziellen Unterlagen des Bundes und der Kantone.

www.easyvote.ch

MAch Mit BEi EAsYVOtE

neutralitätskomitee
Per Skype überprüfst du in einer Gruppe von drei Jugend-
lichen die geschriebenen Texte auf ihren Inhalt und die 
politische Neutralität.

Hilf uns mit bei der nächsten easyvote-Produktion 
und übernimm eine von drei spannenden Aufgaben 
innerhalb des Produktionsprozesses:
Fülle unter www.easyvote.ch ein Kontaktformular 
aus und vielleicht bist du schon bei der nächsten 
Produktion mit dabei!
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